
Die hessischen Ämter für Bodenmanagement führen zum landesweiten Nachweis aller Grundstücke  
und Gebäude ein Liegenschaftskataster, in dem die Grundstücksgrenzen und die Grenzpunkte, die in 
der Regel auf der Basis örtlicher Liegenschaftsvermessungen entstanden sind, dokumentiert werden. 
Das Liegenschaftskataster dient somit auch dem Schutz Ihrer persönlichen Eigentumsrechte.

Der Gesetzgeber stellt den Grundstückseigentümerinnen und Grundstückseigentümern frei, die Grenz-
punkte durch Abmarkung in der Örtlichkeit bei einer dazu befugten Vermessungsstelle (öffentlich 
bestellte Vermessungsingenieurin oder öffentlich bestellter Vermessungsingenieur, Amt für Boden- 
management) zu beantragen.

Durch eine Abmarkung wird ein Grenzpunkt mit Hilfe eines festen, dauerhaft und örtlich erkennbaren 
Grenzzeichens markiert. Diese Grenzzeichen (z. B. Grenzsteine, Kunststoffmarken oder Metallbolzen) 
dienen dabei der Klarheit über den Grenzverlauf vor Ort und können somit auch nachhaltig zum Grenz-
frieden beitragen, z. B. auch zur Vermeidung von Nachbarschaftsstreitigkeiten über den Verlauf der 
Grenzen.

Daher sollten Sie in Erwägung ziehen, gleichzeitig die Abmarkung der Grenzpunkte zu beantragen, 
wenn Sie die Grenzfeststellung bestehender Grenzpunkte oder die Festlegung neuer Grenzpunkte bei 
einer befugten Vermessungsstelle (s. o.) vornehmen lassen möchten.

Bei einer erst später beantragten Abmarkung, die in einem neuen Verwaltungsverfahren wiederum aus-
schließlich durch eine befugte Vermessungsstelle vorgenommen werden darf, muss immer zuerst wie-
der die Feststellung der abzumarkenden Grenzpunkte erfolgen. Gegenüber der Abmarkung im Zusam-
menhang mit einer Grenzfeststellung oder einer Grenzfestlegung fallen hierbei erneut die vollen Kosten 
an.

Rechtsgrundlage ist das Hessische Vermessungs- und Geoinformationsgesetz vom 6. September 2007 
(GVBl. I S. 548), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. September 2021 (GVBl. S. 602) - siehe Information 
auf Seite 2 und 3 mit den für die Abmarkung relevanten Paragraphen.

Weitergehende Informationen zum Abmarkungsverfahren und den Kosten erhalten Sie bei den in  
Hessen zugelassenen öffentlich bestellten Vermessungsingenieurinnen und Vermessungsingenieuren 
sowie im zuständigen Amt für Bodenmanagement.

Informationen über die Abmarkung von Grenzpunkten

www.hvbg.hessen.de
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Auszug aus dem Hessischen Gesetz über das öffentliche 
Vermessungs- und Geoinformationswesen  

(Hessisches Vermessungs- und Geoinformationsgesetz – HVGG) 
vom 6. September 2007 (GVBl. I S. 548),  
zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. September 2021 (GVBl. S. 602)

Vierter Abschnitt
Liegenschaftskataster 

§ 10
Nachweis der Liegenschaften 

(1) Ein Flurstück ist ein begrenzter Teil der Erdoberfläche, der unter einem besonderen Ordnungsmerk-
mal geführt wird. Eine Flurstücksgrenze ist die in der Regel geradlinige Verbindung zwischen zwei Grenz-
punkten, sofern sie nicht durch einen Kreisbogen gebildet wird. 
(2) Der Nachweis der Grenzpunkte sowie deren geometrische Verbindung soll sich auf eine örtliche 
Liegenschaftsvermessung gründen. Eine Ausnahme ist dann zulässig, wenn der Nachweis mit der erfor-
derlichen Genauigkeit nach einer anderen geeigneten Liegenschaftsvermessungsmethode aufgestellt 
werden kann. Für den Nachweis des Grundrisses von Gebäuden nach § 9 Abs. 1 gilt Satz 1 und 2 ent-
sprechend. 
(3) Ein Flurstück kann auf Antrag oder von Amts wegen in mehrere Teilflächen zerlegt werden, die fortan 
im Liegenschaftskataster anstelle des Ausgangsflurstücks als neue Flurstücke mit jeweils eigenem Ord-
nungsmerkmal geführt werden. Die neuen Grenzpunkte sowie deren geometrische Verbindung werden 
im Rahmen eines Grenzfestlegungsverfahrens bestimmt. 
(4) Über die Anhörung der Beteiligten und das Ergebnis der Grenzfestlegung wird eine Niederschrift 
aufgenommen. Die Grenzfestlegung erfolgt gegenüber den betroffenen Grundstückseigentümerinnen 
und Grundstückseigentümern durch schriftlichen Bescheid. Bei einer Vielzahl betroffener Personen kann 
die Bekanntgabe durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen. Der Grenzfestlegungsbescheid zur Vor-
bereitung einer Flurstücksveränderung ist rechtsverbindliche Vorgabe für die anschließende Zerlegung. 
(5) Die Abs. 3 und 4 gelten nicht für öffentlich-rechtliche Bodenordnungsverfahren und Enteignungsver-
fahren. 
(6) Zwei Flurstücke, die im Grundbuch unter derselben laufenden Nummer geführt werden und eine 
gemeinsame Grenze aufweisen, können zu einem Flurstück verschmolzen werden. 

§13
Grenzfeststellung, Grenzfeststellungsvertrag 

(1) Auf Antrag oder von Amts wegen kann im Rahmen eines Grenzfeststellungsverfahrens die Position 
eines im Liegenschaftskataster nachgewiesenen Grenzpunktes in die Örtlichkeit übertragen und festge-
stellt werden. 
(2) Zur Ausführung der Grenzfeststellung wird ein Termin anberaumt. § 10 Abs. 4 Satz 1 bis 3 gilt ent-
sprechend. 
(3) Kann anhand des Katasternachweises die Position eines Grenzpunktes nicht mit ausreichender  
Sicherheit festgestellt werden, können sich die betroffenen Grundstückseigentümerinnen und Grund-
stückseigentümer auf den örtlichen Verlauf der rechtmäßigen Grenze einigen, das Ergebnis von der 
verfahrensführenden Behörde oder Person öffentlich beurkunden (Grenzfeststellungsvertrag) und von 
der unteren Kataster- und Vermessungsbehörde in den Nachweis des Liegenschaftskatasters überneh-
men lassen. Kommt ein Grenzfeststellungsvertrag nicht zustande, ist die betreffende Flurstücksgrenze 
im Liegenschaftskataster als nicht feststellbar zu kennzeichnen. 
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§14
Abmarkung 

(1) Grenzpunkte werden auf Antrag in der Örtlichkeit durch dazu gewidmete Grenzmarken dauerhaft 
abgemarkt. 
(2) Der Abmarkung neuer Grenzpunkte geht ihre Festlegung nach § 10 Abs. 3 oder die Bestimmung 
neuer Grenzpunkte durch ein Bodenordnungs- oder Enteignungsverfahren voraus. Der Abmarkung  
bereits im Liegenschaftskataster geführter Grenzpunkte geht eine Grenzfeststellung, ein Grenzfeststel-
lungsvertrag oder ein Grenzscheidungsverfahren nach § 920 des Bürgerlichen Gesetzbuchs voraus. 
(3) Das Abmarken von Grenzpunkten erfolgt in einem Abmarkungsverfahren, in dem durch Verwaltungs-
akt festgestellt wird, dass die betreffenden Grenzmarken in der Örtlichkeit mit den Grenzpunkten nach 
Abs. 2 übereinstimmen. Wenn eine direkte Abmarkung nicht möglich oder zweckmäßig ist, kann die 
Grenzmarke ersatzweise an einer in der Grenze zurückversetzten Position (indirekte Abmarkung) an-
gebracht werden. § 13 Abs. 2 Satz 1 und § 10 Abs. 4 Satz 1 bis 3 gelten entsprechend. Das Abmar-
kungsverfahren kann gemeinsam mit der Festlegung neuer Grenzpunkte oder einer Grenzfeststellung 
durchgeführt werden. Die Bekanntgabe der Ergebnisse kann in einem gemeinsamen Bescheid erfolgen. 
(4) Für die Abmarkung von Grenzpunkten sind alle Marken zugelassen, die nach Material, Form und Be-
ständigkeit eine einwandfrei erkennbare und dauerhafte Kennzeichnung gewährleisten. Gebäude- und 
Mauerecken oder vergleichbare Festlegungen können die Funktion von Marken einnehmen. 
(5) Die Vorschriften über die Abmarkung der Landesgrenzen bleiben unberührt.
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